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B e s c h l u s s

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses

Mögliches Fehlverhalten der Thüringer Landesregierung 
in der "Lauinger-Affäre"

Der Landtag hat in seiner 63. Sitzung am 29. September 2016 folgen-
den Beschluss gefasst:

Die Landesregierung hat den Ausschüssen für Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz sowie Bildung, Jugend und Sport in der gemeinsamen 
öffentlichen Sitzung am 23. August 2016 und in der Plenarsitzung des 
Thüringer Landtags am 24. August 2016 darüber Bericht erstattet, dass 
sich der Thüringer Minister für Migration, Justiz und Verbraucherschutz 
gegenüber dem Thüringer Ministe rium für Bildung, Jugend und Sport 
unter Beteiligung der Thüringer Staatskanzlei dafür eingesetzt hat, dass 
sein Sohn wegen eines Auslandsaufenthalts von gut drei Monaten in der 
10. Klasse keine "Besondere Leistungsfeststellung" absolvieren muss.

Ziel eines Untersuchungsausschusses ist es, über die Umstände der 
Befreiung des Sohnes des Thüringer Ministers für Migration, Justiz und 
Verbraucherschutz von der Besonderen Leistungsfeststellung sowie über 
den Umfang der Information von Öffentlichkeit und Thüringer Landtag 
durch Mitglieder der Landesregierung Aufklärung zu leisten.

Gemäß Artikel 64 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung des Freistaats Thürin-
gen in Verbindung mit § 2 des Untersuchungsausschussgesetzes und 
§ 83 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags wird ein Untersu-
chungsausschuss eingesetzt.

A. Der Untersuchungsausschuss soll aufklären:
I. die sachliche, chronologische und rechtliche Einordnung der ein-

zelnen Maßnahmen und Handlungen der Mitglieder der Thürin-
ger Landesregierung und Bediensteten in der Thüringer Staats-
kanzlei, den Thüringer Ministerien, in der Schulverwaltung und 
in der Erfurter Edith-Stein-Schule im Zusammenhang mit der so-
genannten "Lauinger-Affäre" um die Befreiung des Sohnes des 
Thüringer Ministers für Migration, Justiz und Verbraucherschutz 
von der Besonderen Leistungsfeststellung (BLF);

II. ob, wann, auf welche Weise, in welchem Umfang, auf Basis 
welchen Kenntnisstandes und mit welchem Ergebnis der Thü-
ringer Minister für Migration, Justiz und Verbrau cherschutz und 
Bedienstete seines Ministeriums gegenüber der Schule, Lan-
desbehörden und Mitgliedern der Landesregierung Einfluss auf 
die Befreiung des Sohnes von der Besonderen Leistungsfest-
stellung genommen haben und dazu gegebenenfalls sachliche 
und personelle Ressourcen des Ministeriums genutzt haben;

III. ob, wann, auf welche Weise, in welchem Umfang, auf Basis wel-
chen Kenntnisstandes und mit welchem Ergebnis die Thüringer 
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Ministerin für Bildung, Jugend und Sport und Bedienstete ihres 
Ministeriums an der Entscheidung über die Befreiung des Soh-
nes des Thüringer Ministers für Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz von der BLF und in weiteren eine Befreiung von der 
BLF betreffenden Fällen mitgewirkt haben;

IV. ob, wann und in welchem Umfang Vollzugsdefizite des Schul-
gesetzes auf den Ebenen der Schule, der Schulverwaltung, der 
Schulaufsichtsabteilung, der Ministerin oder sonstigen Bediens-
teten im Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
bestanden haben,
1. die eine etwaige Vereinbarung über eine nach den Ausfüh-

rungen der Landesregierung rechtswidrige Befreiung von der 
BLF zwischen dem Thüringer Minister für Migration, Justiz und 
Verbraucherschutz und Bediensteten der Schule ermöglicht 
oder begünstigt haben;

2. die zu einer etwaigen Aufhebung der Befreiung von der BLF 
aus Gründen des Besuchs einer Schule in freier Trägerschaft 
und der Parteizugehörigkeit des Thüringer Ministers für Mi-
gration, Justiz und Verbraucherschutz hätte führen können;

3. die zu wechselnden Rechtsauffassungen und zur Wiederga-
be des Inhalts eines nach den Ausführungen der Landesre-
gierung rechtswidrigen Bescheids in einem Schülerzeugnis 
auf Anweisung der Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend 
und Sport geführt haben;

V. ob, wann, auf welche Weise, in welchem Umfang, auf Basis wel-
chen Kenntnisstandes und mit welchem Ergebnis der Chef der 
Staatskanzlei und Thüringer Minister für Kultur, Bundes- und 
Europaangelegenheiten und Bedienstete der Thüringer Staats-
kanzlei auf die Befreiung des Sohnes des Thüringer Ministers für 
Migration, Justiz und Verbraucherschutz von der BLF Einfluss 
genommen bzw. an einer Entscheidung der Thüringer Ministe-
rin für Bildung, Jugend und Sport mitgewirkt haben;

VI. ob, wann und in welchem Umfang Mitglieder der Landesregie-
rung über die Umstände der Befreiung von der BLF informiert 
waren und auf Basis welchen Kenntnisstandes sie über diese 
Umstände gegenüber der Öffentlichkeit Stellung genommen 
und dabei sub stantiell, wahrheitsgemäß, vollständig und wider-
spruchsfrei berichtet haben;

VII. ob und in welchem Umfang die Landesregierung den Mitgliedern 
der Ausschüsse für Migration, Justiz und Verbraucherschutz so-
wie Bildung, Jugend und Sport in der ge meinsamen Sitzung am 
23. August 2016 substantiell, wahrheitsgemäß, vollständig und 
widerspruchsfrei Auskunft gegeben hat;

VIII. ob und in welchem Umfang die Landesregierung den Landtag in 
der Plenarsitzung am 24. August substantiell, wahrheitsgemäß, 
vollständig und widerspruchsfrei über den zugrundeliegenden 
Sachverhalt der Befreiung von der BLF und über den Umfang 
ihrer Auskunft in der gemeinsamen Sitzung der Landtagsaus-
schüsse am 23. August 2016 be richtet hat.

B. Im Rahmen der vorstehenden Untersuchungskomplexe erachtet der 
Thüringer Landtag insbesondere die Beantwortung nachstehender 
Fragen zur Aufklärung im Sinne des Untersuchungs auftrages für er-
forderlich:

I. Entscheidung der Schule

1. Wann und mit welchem Inhalt wurde vor der Klassenkonfe-
renz am 4. November 2015 der in den schriftlichen Ausführun-
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gen der Landesregierung erwähnte mündliche Antrag auf Be-
freiung von der BLF gegenüber welchem Schulbediensteten 
ge stellt oder gab es entsprechend der Aussage des Thürin-
ger Ministers für Migration, Justiz und Verbraucherschutz ge-
genüber den Landtagsausschüssen einen schriftlichen "Drei 
Zeiler"-Antrag zur Genehmigung eines Auslandsaufenthalts?

2. Wie und mit welchem Ergebnis war die Befreiung von der 
BLF Gegenstand der Klassenkonferenz vom 4. Novem-
ber 2015, welchen Inhalt hatte deren Entscheidung und auf 
welcher Grundlage hat die Landesregierung den Thüringer 
Landtag unterrichtet, wenn nach ihrer Aussage gegenüber 
den Landtagsausschüssen kein Protokoll der Klassenkonfe-
renz vorliegt?

3. Wer hat das Staatliche Schulamt Mittelthüringen am 19. No-
vember 2015 zu welchem Zweck kontaktiert, wer hatte da-
von Kenntnis?

4. Welches Verständnis hatten die Beteiligten über die E-Mail 
des Staatlichen Schul amts Mittelthüringen vom 19. Novem-
ber 2015?

5. Wer hat mit welcher Begründung entschieden, die Klassen-
konferenz über die Empfehlung des Staatlichen Schulamtes 
Mittelthüringen, den Auslandsaufenthalt zu verschieben, nicht 
zu unterrichten, auch um gegebenenfalls eine erneute Ent-
scheidung herbeizuführen?

6. Wer hat im Nachgang zu der bereits erfolgten Entscheidung 
der Klassenkonferenz mit welcher Begründung den erst am 
23. November 2015 gestellten schriftlichen Antrag gefordert 
und welcher Antragsinhalt wurde gefordert?

7. Hatten der vor dem 4. November 2015 "mündlich" und der 
am 23. November 2015 schriftlich gestellte Antrag den iden-
tischen Inhalt? Wer hat mit welcher Be gründung entschie-
den, die Klassenkonferenz weder auf Grundlage der seit dem 
4. November 2015 eingegangenen Empfehlung des Staatli-
chen Schulamtes Mittelthüringen noch nach Vorliegen des 
schriftlichen Antrags erneut zu befassen?

8. Hat vor oder nach der ersten Befassung der Klassenkonfe-
renz am 4. November 2015 eine etwaige Vereinbarung über 
die Befreiung von der BLF zwischen dem Thüringer Minister 
für Migration, Justiz und Verbraucherschutz und Bedienste-
ten der Schule gegebenenfalls auch in Kenntnis der nach Auf-
fassung der Landesregierung grundsätzlichen Rechtswidrig-
keit dieser Befreiung bestanden?

9. Welches Verständnis hatten die Beteiligten über das Schrei-
ben der Schule vom 10. Dezember 2015?

10. Welche Maßstäbe gelten hinsichtlich eines potentiellen Ver-
trauensschutzes für die Adressaten des Schreibens vom 
10. Dezember 2015, soweit der für die Justiz zu ständige Thü-
ringer Minister und Berufsrichter das geltende Schulgesetz 
hätte aus legen können?
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II. Entscheidung des Thüringer Ministeriums für Bildung, Jugend 
und Sport im Mai 2016

1. Wer hat im Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und 
Sport am 4. Mai 2016, in welchem konkreten Zusammenhang 
von dem Fall des Sohnes des Thüringer Mi nisters für Migra-
tion, Justiz und Verbraucherschutz Kenntnis erlangt und hat-
te wann mit welchen Mitarbeitern des Staatlichen Schulam-
tes Mittelthüringen Kontakt?

2. Welchen konkreten Inhalt hatte die Antwort des Schulträgers 
an das Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
bereits am 12. Mai 2016, die in den schriftlichen Ausführun-
gen der Landesregierung mit den Worten umschrieben wur-
de, dass einem Schüler Auslandsaufenthalt genehmigt wurde 
und er nach seiner Rückkehr in die Klassenstufe 11 vorrü-
cken solle, ohne dass er die BLF ablegen muss?

3. Auf welche Weise und mit welcher Begründung wurde wer 
wann in der nach den schriftlichen Ausführungen der Landes-
regierung sowie den Aussagen des Chefs der Staatskanzlei 
vor den Landtagsausschüssen am 23. August 2016 so be-
zeichneten "Hausleitung" des Thüringer Ministeriums für Bil-
dung, Jugend und Sport am 13. Mai 2016 bereits am Tag nach 
der Antwort des Schulträgers über diesen schulaufsichtlichen 
Vorgang informiert, entspricht dies der sonst üblichen Praxis? 
In welchen anderen Fällen wurde entsprechend verfahren?

4. Wer hatte im Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und 
Sport wann Kenntnis von den Namen der Schüler, deren Fäl-
le nach den schriftlichen Ausführungen der Landesregierung 
sowie den Aussagen des Chefs der Staatskanzlei vor den 
Landtagsausschüssen am 23. August 2016 der dort so be-
zeichneten "Hausleitung" am 13. Mai 2016 gemeldet wurden? 

5. Von wem, auf welche Weise und mit welchem Wortlaut hat 
sich die Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und Sport 
wann unter der Verwendung welcher Unterlagen über diese 
Fälle schriftlich oder auch mündlich informieren lassen, die 
nach den schriftlichen Ausführungen der Landesregierung 
sowie den Aussagen des Chefs der Staatskanzlei vor den 
Landtagsausschüssen am 23. August 2016 der dort so be-
zeichneten "Hausleitung" am 13. Mai 2016 gemeldet wurden? 

6. Welchen konkreten Inhalt hatten die Vermerke, die der Thü-
ringer Ministerin für Bildung, Jugend und Sport als Entschei-
dungsvorschlag bereits am Tag nach der Antwort des Schul-
trägers vorgelegt wurden, wer hat sie wann gezeichnet?

7. Hat die Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und Sport 
mit oder ohne Kenntnis dieser Namen auf Grundlage welcher 
Entscheidungsvorlage entschieden? Wen hat sie bei der Vor-
bereitung der Entscheidung einbezogen?

8. Haben die Entscheidungsvorschläge vom 13. Mai 2016 die 
Antwort des Schulträgers vom Vortag berücksichtigt?

9. Nach den schriftlichen Ausführungen der Landesregierung 
und der Aussage des Chefs der Staatskanzlei in der gemein-
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samen Sitzung der Landtagsausschüsse am 23. August 2016 
soll die Entscheidung der Thüringer Ministerin für Bildung, Ju-
gend und Sport am 13. Mai 2016 auf Grundlage eines Ent-
scheidungsvorschlages gelau tet haben: "Beide Schüler er-
halten die Möglichkeit, nachträglich in angemessener Zeit 
die BLF zu absolvieren, um ggfs. die Versetzung endgültig 
zu erreichen. Die Teilnahme am Unterricht in der Klassenstu-
fe 11 wird bis zum Eintritt der Bedin gung ab dem kommen-
den Schuljahresbeginn gestattet." Inwieweit war nach dem 
Verständnis der Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und 
Sport sowie nach ihren Entscheidungsvorbereitungen durch 
schriftliche Vorlagen oder Gespräche mit Bediensteten die 
konkrete Kenntnis von der Dauer und dem Zeitraum des Aus-
landsaufenthalts sowie von dem Inhalt des Schreibens vom 
10. Dezember 2015 zum Entscheidungszeitpunkt am 13. Mai 
2016 für den weiteren Bestand dieser Entscheidung erheb-
lich, wenn ein angemessener Zeitraum zur Nachholung der 
BLF ebenso gewährt werden sollte wie die vorläufige Teilnah-
me an Klassenstufe 11?

10. Welche Tatsachen haben den von der Thüringer Ministerin 
für Bildung, Jugend und Sport zur Kritik an der Entscheidung 
vom 13. Mai 2016 angeführten Vertrauens schutz begründet, 
der nach den schriftlichen Ausführungen der Landesregierung 
und entsprechend den Aussagen vor den Landtagsausschüs-
sen erst seit dem 23. Juni 2016 vorgetragen wurde? Welche 
Schäden oder rechtlich beachtlichen Nachteile für den Schü-
ler hat sie durch die Nachholung der BLF in angemessener 
Zeit erwartet und hätten nach ihrem Verständnis bereits bei 
der Entscheidung am 13. Mai 2016 berücksichtigt werden 
müssen, wenn diese Entscheidung gerade in Ansehung und 
Kenntnis der Person des Schülers getroffen wurde?

11. Welchen Inhalt hatte die in den schriftlichen Ausführungen der 
Landesregierung und mit der Aussage des Chefs der Staats-
kanzlei in der gemeinsamen Sitzung der Landtagsausschüs-
se am 23. August 2016 berichtete "kurze Rückmeldung" des 
Staatlichen Schulamtes Mittelthüringen am 13. Mai 2016, 
nachdem diesem die Entscheidung der Thüringer Ministerin 
für Bildung, Jugend und Sport über das Vorrücken des Soh-
nes des Thüringer Ministers für Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz mit aufschiebend bedingter Versetzung bei nach-
träglicher Ablegung der BLF mitgeteilt wurde?

12. Wer hat auf welche Weise die Anweisung des Thüringer Mi-
nisteriums für Bildung, Jugend und Sport gegenüber dem 
Staatlichen Schulamt Mittelthüringen am 13. Juni 2016 aus-
geführt und wie wurde diese durch das Staatliche Schulamt 
Mittelthü ringen umgesetzt?

13. Hatte die Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und Sport 
Kenntnis von Tatsachen oder deren Ermittlung beauftragt, 
dass sich Bedienstete im Thüringer Ministerium für Bildung, 
Jugend und Sport entsprechend den in der "Thüringer Landes-
zeitung" vom 12. August 2016 wiedergegebenen Andeutun-
gen des Thüringer Mi nisters für Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz bei der Entscheidungsvorbereitung über die 
Zulässigkeit der Befreiung von der BLF von der freien Schul-



6

Thüringer Landtag - 6. WahlperiodeDrucksache 6/2760

trägerschaft und der Parteizugehörigkeit des Thüringer Mi-
nisters für Migration, Justiz und Verbraucherschutz als Vater 
des betroffenen Schülers haben leiten lassen?

III. Interventionen des Thüringer Ministers für Migration, Justiz und 
Verbraucherschutz seit dem 20. Juni 2016 und deren Auswir-
kungen

1. Wie und unter welchen Umständen hat der Thüringer Minis-
ter für Migration, Justiz und Verbraucherschutz von der Ent-
scheidung der Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und 
Sport vom 13. Mai 2016 erfahren? Auf welche Weise ließ sich 
der Thüringer Minister für Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz von der Schule am 20. Juni 2016 unterrichten?

2. Wie hat sich das Vorzimmer des Thüringer Ministers für Mig-
ration, Justiz und Verbraucherschutz bei der Vermittlung des 
Telefonats am 20. Juni 2016 im Thüringer Ministerium für Bil-
dung, Jugend und Sport gemeldet?

3. Von wem, wann und mit welchem Inhalt hat sich der Thürin-
ger Minister für Migration, Justiz und Verbraucherschutz am 
20. Juni 2016 durch das Thüringer Ministeri um für Bildung, 
Jugend und Sport über die Entscheidung der Thüringer Mi-
nisterin für Bildung, Jugend und Sport vom 13. Mai 2016 und 
deren Vollzug unterrichten lassen?

4. Hat der Thüringer Minister für Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz Rechtsmittel oder andere, auch politische bzw. 
öffentlichkeitswirksame, Reaktionen in Aus sicht gestellt, an-
gekündigt oder deren Ergreifen vom Eintritt von Bedingun-
gen ab hängig gemacht?

5. Hat der Thüringer Minister für Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz in seinen Telefonaten darauf hingewirkt, die Mi-
nisterin oder sonstige Bedienstete des Thüringer Ministeri-
ums für Bildung, Jugend und Sport zu informieren bzw. deren 
Entscheidung eingefordert?

6. Wurde dem Thüringer Minister für Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz bei seinen Telefonaten mit dem Thüringer 
Ministerium für Bildung, Jugend und Sport der Lösungsvor-
schlag auf Grundlage der Entscheidung vom 13. Mai 2016 
unterbreitet und entsprechend den schriftlichen Ausführun-
gen der Landesregierung am 20. Juni 2016 sogar eine Nach-
holung bis zum Ende des Jahres 2016 angeboten?

7. Was ist die tatsächliche Grundlage für die Formulierung der 
Landesregierung in ihren schriftlichen Ausführungen und in 
der Aussage des Chefs der Staatskanzlei in der gemeinsa-
men Sitzung der Landtagsausschüsse am 23. August 2016, 
der Thü ringer Minister für Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz habe auf den Umstand fokussiert, dass der Lösungs-
weg des Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
- anders als schriftlich durch die Edith-Stein-Schule mitgeteilt 
worden war - kein Vorrücken in die 11. Klasse, sondern nur 
einen vorläufigen Besuch der 11. Klasse unter dem Vorbe-
halt der Absolvierung der BLF vorsah?
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8. Welches Verständnis von den Telefonaten mit dem Thüringer 
Ministerium für Bil dung, Jugend und Sport hatte der Thüringer 
Minister für Migration, Justiz und Ver braucherschutz, wenn er 
sich zu dem "Lösungsweg" nach Darstellung eines Berichts 
in der "Thüringer Landeszeitung" vom 13. August 2016 wie 
folgt geäußert hat: " ... er habe keinen Kompromissvorschlag 
wahrgenommen. Es sei ihm weder ein verbindliches noch ein 
schriftliches Angebot unterbreitet worden."?

9. Auf welche Tatsachengrundlage stützt sich die Aussage des 
Chefs der Staatskanzlei vor den Landtagsausschüssen am 
23. August 2016, es handele sich um eine Fehlinterpretation 
durch den Thüringer Minister für Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz, dass kein Angebot gemacht wurde?

10. Wann genau am 20. Juni 2016 und von wem wurde die Thü-
ringer Ministerin für Bildung, Jugend und Sport mit welchem 
Wortlaut von dem Anruf des Thüringer Ministers für Migrati-
on, Justiz und Verbraucherschutz informiert?

11. Wer hat an dem vom Thüringer Minister für Migration, Justiz 
und Verbraucherschutz angegebenen Gespräch beim Som-
merfest der Landesvertretung des Freistaats Thüringen in 
Berlin am Abend des 20. Juni 2016 teilgenommen, welchen 
Wortlaut hatte das Gespräch und welches Verständnis hat-
ten die Beteiligten vom Gesprächsinhalt?

12. Welche sachliche und personelle Ressourcen des Thürin-
ger Ministeriums für Mig ration, Justiz und Verbraucherschutz 
hat der Thüringer Minister für Migration, Jus tiz und Verbrau-
cherschutz vor oder seit dem 20. Juni 2016 im Zusammen-
hang mit der Entscheidung über die Befreiung von der BLF 
genutzt, von wem hat er sich bei seinen Gesprächsvorbe-
reitungen unterstützen lassen, wen hat er wann von seinen 
Gesprächen mit dem Thüringer Ministerium für Bildung, Ju-
gend und Sport mit wel chem Inhalt informiert, welche Aufträ-
ge oder Weisungen hat er gegenüber wem erteilt, von wem 
hat er sich oder seine Interessen gegenüber wem vertreten 
lassen, welches Verständnis hatten mögliche Gesprächsbe-
teiligte von den Ausführungen des Thüringer Ministers für Mi-
gration, Justiz und Verbraucherschutz?

13. Nach den schriftlichen Ausführungen der Landesregierung hat 
der Thüringer Mi nister für Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz Aspekte der Rechtswidrig- bzw. Rechtmäßigkeit von 
Verwaltungsakten und in diesem Zusammenhang die Frage 
von Vertrauensschutz in dem Telefonat vom 20. Juni 2016 an-
gesprochen. Wann hat die Thüringer Ministerin für Bildung, 
Jugend und Sport gegenüber Bediensteten erstmalig Aspek-
te der Rechtswidrig- bzw. Rechtmäßigkeit von Verwaltungs-
akten und in diesem Zusammenhang die Frage von Vertrau-
ensschutz erwähnt?

14. Wie hat sich die Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und 
Sport durch die formale Information an die nach den schriftli-
chen Ausführungen der Landesregierung sowie den Aussagen 
des Chefs der Staatskanzlei vor den Landtagsausschüssen 
am 23. August 2016 so bezeichnete "Hausleitung" des Thürin-
ger Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport vom 21. Juni 
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2016 unterrichten lassen, welchen Wortlaut und welche Ge-
stalt hatte diese, wer war an dieser beteiligt?

15. Welche juristische Sachkunde besitzt die Thüringer Minis-
terin für Bildung, Jugend und Sport, um bei der Anwendung 
des Grundsatzes der Bindung der Landesregierung an Recht 
und Gesetz für sich einen Ermessens- oder Abwägungsspiel-
raum in Zusammenhang mit Vertrauensschutzfragen bei Ver-
waltungsentscheidungen über eine Befreiung von der BLF in 
Anspruch nehmen zu können? Auf welche juristische Bera-
tung und Entscheidungsvorlage hat sie sich dabei gestützt, 
von wem hat sich die Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend 
und Sport bei dieser Entscheidung da zu berichten oder un-
terstützen lassen?

16. Mit welchem Wortlaut hat sich die Thüringer Ministerin für 
Bildung, Jugend und Sport wann gegenüber wem im Thürin-
ger Ministerium für Bildung, Jugend und Sport auf Vertrau-
ensschutz berufen, um die eigene Entscheidung vom 13. Mai 
2016 zu revidieren? Welchen Inhalt hatte die Entscheidungs-
vorlage, die der Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und 
Sport vorgelegen hat?

17. Wie, wann und von wem hat sich die Thüringer Ministerin für 
Bildung, Jugend und Sport über ein Gespräch von Bedienste-
ten des Thüringer Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport 
mit dem Staatlichen Schulamt Mittelthüringen am 22. Juni 
2016 unterrichten lassen, wer hat an diesem Gespräch teil-
genommen? Welchen Wortlaut hatte dieses Gespräch?

18. Wie, wann und von wem hat sich die Thüringer Ministerin 
für Bildung, Jugend und Sport über eine E-Mail vom 23. Juni 
2016 unterrichten lassen, in der nach den schriftlichen Aus-
führungen der Landesregierung Unverständnis gegenüber der 
Entscheidungsvorlage zur Befreiung von der BLF zum Aus-
druck gebracht wird, da der Vertrauensschutz unzureichend 
berücksichtigt sei? Welchen Wortlaut hatte diese E-Mail, um 
wieviel Uhr wurde sie versendet? Hatte die Thüringer Ministe-
rin für Bildung, Jugend und Sport diese E-Mail angewiesen? 
Welches Verständnis hatten Sender und Empfänger vom In-
halt dieser E-Mail?

19. Inwieweit sind der Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend 
und Sport seit dem 20. Juni 2016 neue rechtlich erhebliche 
Tatsachen hinsichtlich des Vertrauensschutzes bekannt ge-
worden, die eine abweichende Entscheidung gegenüber dem 
13. Mai 2016 begründen können, wenn bereits dort eine an-
gemessene Frist zur Nachholung der BLF gewährt wurde, 
die am 20. Juni 2016 sogar auf das Ende des Jahres 2016 
ausgedehnt wurde? Welche Schäden oder rechtlich erhebli-
che Nachteile hät te nach dem Verständnis der Thüringer Mi-
nisterin für Bildung, Jugend und Sport der betroffene Schü-
ler nach seiner Rückkehr aus dem Ausland erlitten, wenn er 
die BLF hätte nachholen müssen, während ihm zugleich ein 
Besuch der Klassenstufe 11 ermöglicht wird?

20. Wann und von wem hat sich die Thüringer Ministerin für Bil-
dung, Jugend und Sport vor ihrer Entscheidung am 23. Juni 
2016 mit welchem Inhalt erstmals und dann in der Folge be-
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raten bzw. unterrichten lassen, wen hat sie wann einbezo-
gen, auf welche Entscheidungsvorlagen hat sie sich gestützt, 
welche Informationen hat sie an gefordert, welche Weisungen 
hat sie erteilt?

21. Nach den schriftlichen Ausführungen der Landesregierung 
sowie den Aussagen des Chefs der Staatskanzlei vor den 
Landtagsausschüssen am 23. August 2016 lag der Entschei-
dung vom 23. Juni 2016 die Anlage zu einem Vermerk vom 
21. Juni 2016 zugrunde, nach der das Zeugnis ausgestellt wer-
de und eine "Versetzung" ohne BLF erfolge, wobei die Mög-
lichkeit eröffnet werde, "die BLF mit einer externen Prüfung 
nachzuholen". Diese Anlage sei jene Entscheidungsvorlage 
vom 13. Mai 2016 gewesen, die eine verpflichtende Nachho-
lung der BLF vorsah. Welchen Wortlaut hatte diese Entschei-
dung? Welches Verständnis von diesem Lebenssachverhalt 
hatte der Chef der Staatskanzlei bei der Aussage, dass der 
bereits am 13. Mai 2016 er gangenen Entscheidung nicht das 
Votum Zustimmung erteilt werde und die Thüringer Ministerin 
für Bildung, Jugend und Sport diese Entscheidung am 23. Juni 
2016 bestätigt habe? Wann wurde der Thüringer Ministerin 
für Bildung, Jugend und Sport der Vermerk vorgelegt, wer 
war bei der Abzeichnung der Vermerke am Juni 2016 anwe-
send, von wem hat sich die Thüringer Ministerin für Bildung, 
Jugend und Sport wann mit welchem Inhalt unterrichten las-
sen bzw. wer hat sie bei ihrer Entscheidung auf welche Wei-
se unterstützt oder die Entscheidung vorbereitet?

22. Wie, wann und von wem hat sich die Thüringer Ministerin 
für Bildung, Jugend und Sport über eine zweite E-Mail vom 
23. Juni 2016 unterrichten lassen, in der nach den schriftli-
chen Ausführungen der Landesregierung eine Entscheidung 
zur Befrei ung von der BLF erläutert wird? Welchen Wortlaut 
hatte diese E-Mail, um wieviel Uhr wurde sie versendet? Hat-
te die Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und Sport die-
se E-Mail angewiesen? Welches Verständnis hatten Sender 
und Empfänger vom Inhalt dieser E-Mail?

23. Auf welche Entscheidungsvorbereitungen, Unterlagen, Ge-
spräche mit welchen Personen, auf welche Rechtsgrundla-
gen, auf welche eigene juristische Sachkompe tenz oder an-
dere Tatsachen hat sich die Thüringer Ministerin für Bildung, 
Jugend und Sport wann gestützt, die die folgende Aussage zu 
den Entscheidungshinter gründen vom 23. Juni 2016 vor den 
Landtagsausschüssen am 23. August 2016 be treffen: "Und 
dann entschieden wir erst einmal gemeinsam bis zum Don-
nerstag: Der kriegt das Zeugnis und auf dem Zeugnis ist da-
von auszugehen, da steht der In halt des Bescheids drauf."?

24. Auf welche Entscheidungsvorbereitungen, Unterlagen, Ge-
spräche mit welchen Personen, auf welche Rechtsgrundla-
gen, auf welche eigene juristische Sachkompe tenz oder an-
dere Tatsachen hat sich die Thüringer Ministerin für Bildung, 
Jugend und Sport wann bei ihrer Entscheidung gestützt, den 
nach den schriftlichen Aus führungen der Landesregierung als 
rechtswidrig bezeichneten Inhalt des Schreibens der Schu-
le vom 10. Dezember 2015 durch eine schulaufsichtliche An-
weisung in das Zeugnis des Schülers aufnehmen zu lassen?
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IV. Erneute Interventionen des Thüringer Ministers für Migration, 
Justiz und Verbraucher schutz seit dem 24. Juni 2016 und de-
ren Auswirkungen

1. Welche sachlichen und personellen Ressourcen des Thürin-
ger Ministeriums für Migration, Justiz und Verbraucherschutz 
hat der Thüringer Minister für Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz im Zusammenhang mit der Entscheidung über die 
Befreiung von der BLF auch seit dem 24. Juni 2016 genutzt, 
von wem hat er sich bei seinen Gesprächsvorbereitungen un-
terstützen lassen, wen hat er wann von seinen Gesprächen 
mit dem Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
mit wel chem Inhalt informiert, welche Aufträge oder Weisun-
gen hat er gegenüber wem erteilt, von wem hat er sich oder 
seine Interessen gegenüber wem vertreten lassen, welches 
Verständnis hatten mögliche Gesprächsbeteiligte von den 
Ausführungen des Thüringer Ministers für Migration, Justiz 
und Verbraucherschutz?

2. Zu welcher Uhrzeit mit welchem Wortlaut hat der Thüringer 
Minister für Migrati on, Justiz und Verbraucherschutz den 
Chef der Staatskanzlei am 24. Juni 2016 in welcher Run-
de von Gesprächsteilnehmern am Rande des Plenums über 
den Inhalt seines Konflikts mit dem Thüringer Ministerium für 
Bildung, Jugend und Sport informiert? Welche Aussagen hat 
der Thüringer Minister für Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz getätigt, die über die rein formale Benennung der blo-
ßen Exis tenz eines Vorgangs mit möglicherweise öffentlichem 
Interesse hinausgeht und de ren Kenntnis für den Chef der 
Staatskanzlei erforderlich war, um das Begehren des Thü-
ringer Ministers für Migration, Justiz und Verbraucherschutz 
auf Änderung der Entscheidung des Thüringer Ministeriums 
für Bildung, Jugend und Sport nachvoll ziehen zu können? 
Hat der Chef der Staatskanzlei den Thüringer Landtag in den 
Landtagsausschüssen am 23. August 2016 und in der Plenar-
sitzung am 24. August 2016 insoweit vollständig informiert?

3. Hat der Thüringer Minister für Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz in den Ge sprächen mit dem Chef der Staatskanz-
lei bzw. mit der Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und 
Sport einen Bezug zu der am selben Tag anstehenden Zeug-
nisausgabe an den Thüringer Schulen hergestellt? Auf wel-
che Weise hat aus dem Wortlaut der Aussagen des Thüringer 
Ministers für Migration, Justiz und Verbraucherschutz gegen-
über dem Chef der Staatskanzlei und der Thüringer Minis-
terin für Bildung, Jugend und Sport ein öffentliches Interes-
se am 24. Juni 2016 oder in den Tagen danach erwachsen 
können? Hat der Thüringer Minister für Migration, Justiz und 
Verbraucherschutz neben möglichem Rechtsschutz andere 
öffentlichkeitswirksame oder politische Maßnahmen oder Ver-
haltensweisen angekündigt bzw. hätte man durch sein Auf-
treten und Verhalten darauf schließen können?

4. Zu welcher Uhrzeit mit welchem konkreten Wortlaut hat die 
Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und Sport den Chef 
der Staatskanzlei am 24. Juni 2016 in wel cher Runde von 
Gesprächsteilnehmern am Rande des Plenums über den In-
halt ihres Konflikts mit dem Thüringer Minister für Migration, 
Justiz und Verbraucher schutz informiert? Welche Aussagen 
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des Thüringer Ministers für Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz wurden dem Chef der Staatskanzlei berichtet, die über 
die rein formale Benennung der bloßen Existenz eines Vor-
gangs mit möglicherweise öffentlichem Interesse hinausgeht 
und deren Kenntnis für den Chef der Staatskanzlei erforder-
lich war, um das Begehren des Thüringer Ministers für Mig-
ration, Justiz und Verbraucherschutz auf Änderung der Ent-
scheidung des Thüringer Ministeri ums für Bildung, Jugend und 
Sport nachvollziehen zu können? Hat der Chef der Staats-
kanzlei den Thüringer Landtag in den Landtagsausschüssen 
am 23. August 2016 und in der Plenarsitzung am 24. August 
2016 insoweit vollständig und widerspruchsfrei informiert?

5. Zu welcher Uhrzeit mit welchem konkreten Wortlaut hat die 
Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und Sport den Thü-
ringer Minister für Migration, Justiz und Verbraucherschutz am 
24. Juni 2016 in welcher Runde von Gesprächsteilnehmern 
am Rande des Plenums über den Inhalt und die Hintergrün-
de ihrer Entscheidung sowie über die rechtliche Kontrover-
se im Thüringer Ministerium für Bildung, Ju gend und Sport 
informiert? Wurde der Thüringer Landtag in den Landtags-
ausschüssen am 23. August 2016 und in der Plenarsitzung 
am 24. August 2016 insoweit vollständig und widerspruchs-
frei informiert?

6. Von wem wurde die Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend 
und Sport zu welcher Uhrzeit am 24. Juni 2016 über eine ab-
weichende Rechtsauffassung im Thüringer Ministerium für 
Bildung, Jugend und Sport zur Rechtmäßigkeit der Entschei-
dung vom 23. Juni 2016 unterrichtet? Mit welchem Wortlaut 
wurde diese Auffassung von wem und wem gegenüber vor-
getragen? Wen hat die Thüringer Ministerin für Bildung, Ju-
gend und Sport bei der Unterrichtung einbezogen? Hat die 
Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und Sport veran-
lasst oder genehmigt, dass Bedienstete des Thüringer Mi-
nisteriums für Bildung, Jugend und Sport rechtsanwaltlichen 
Rat beauftragen? Was war Gegenstand eines etwaigen Auf-
trags? Wer hat einen etwaigen Rat mit welchem Wortlaut ent-
gegengenommen?

7. Sind mit den seit dem 24. Juni 2016 von der Thüringer Minis-
terin für Bildung, Ju gend und Sport ergriffenen Maßnahmen 
nachträgliche Zweifel über die Rechtmä ßigkeit ihrer eigenen 
Entscheidung vom 23. Juni 2016 zum Ausdruck gekommen, 
gegenüber Dritten geäußert worden oder zum Anlass von 
rechtlichen Prüfungen geworden?

8. Auf welche juristische Beratung und Entscheidungsvorla-
ge hat sich die Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und 
Sport am 24. Juni 2016 bei der Überprüfung ihrer Entschei-
dung vom Vortag gestützt, von wem hat sich die Thüringer 
Ministerin für Bildung, Jugend und Sport bei dieser Entschei-
dung dazu berichten oder unterstützen lassen? Welches Ver-
ständnis hatten die Beteiligten von dem Anliegen der Thürin-
ger Ministerin für Bildung, Jugend und Sport?

9. Welches Verständnis von dem zugrundeliegenden Lebens-
sachverhalt hatte in die sem Zusammenhang der Chef der 
Staatskanzlei bei seiner Aussage vor den Landtagsausschüs-
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sen am 23. August 2016, er habe - "nachdem das Bildungs-
ministerium eine Entscheidung getroffen hat" - der Bitte der 
Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und Sport entspro-
chen, "zur Frage des Vertrauensschutzes ... eine rechtliche 
Bewertung aus der Staatskanzlei" abzugeben?

10. Wurde der Thüringer Landtag in den Landtagsausschüssen 
am 23. August 2016 in soweit der Tatsachengrundlage nach 
zutreffend und widerspruchsfrei informiert, wenn die Thürin-
ger Ministerin für Bildung, Jugend und Sport zu dieser Bitte 
an den Chef der Staatskanzlei am Tage nach der von ihr be-
reits getroffenen Entscheidung vor den Landtagsausschüssen 
ausgesagt hat, "dass ich kein Rechtsgutachten, sondern eine 
Position bekommen möchte, inwiefern Vertrauensschutz gilt"?

11. Inwieweit sind der Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend 
und Sport seit dem 24. Juni 2016 neue rechtlich erhebliche 
Tatsachen hinsichtlich des Vertrauensschutzes bekannt ge-
worden, die eine abweichende Entscheidung gegenüber dem 
13. Mai 2016 begründen können, wenn bereits dort eine an-
gemessene Frist zur Nachho lung der BLF gewährt wurde, 
die am 20. Juni 2016 sogar auf das Ende des Jahres 2016 
ausgedehnt wurde? Welche Schäden oder rechtlich erhebli-
che Nachteile hätte nach dem Verständnis der Thüringer Mi-
nisterin für Bildung, Jugend und Sport der betroffene Schü-
ler nach seiner Rückkehr aus dem Ausland erlitten, wenn er 
die BLF hätte nachholen müssen, während ihm zugleich ein 
Besuch der Klassenstufe 11 ermöglicht wird?

12. Welchen Wortlaut hatte der Gutachtenauftrag, den der Chef 
der Staatskanzlei am 24. Juni 2016 zur juristischen Bearbei-
tung in der Staatskanzlei anwies?

13. Wann wurde das Gutachten beauftragt, abgeschlossen, zu 
welcher Uhrzeit, von wem und auf welche Weise wurde das 
Gutachten wem in der Staatskanzlei, im Thüringer Ministe-
rium für Bildung, Jugend und Sport und gegebenenfalls im 
Thüringer Ministerium für Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz zur Verfügung gestellt?

14. Wie hat der Chef der Staatskanzlei sichergestellt, dass der 
Gutachtenersteller die erforderlichen Kenntnisse im Schul-
recht, sowie über die einschlägige Verwaltungspraxis und 
Rechtsanwendung im Geschäftsbereich des Thüringer Mi-
nisteriums für Bildung, Jugend und Sport hatte?

15. Wie wurde die für Kabinettsangelegenheiten zuständige Ab-
teilung der Staatskanz lei beauftragt, das für Bildung zustän-
dige Spiegelreferat und das Referat für Bürgerangelegenheit 
in die Begutachtung eingebunden?

16. Welchen Wortlaut hat das vollständige Gutachten? Welche 
Kenntnis hatte der Chef der Staatskanzlei wann von dem In-
halt, hat er oder ein anderer von ihm be auftragter Bediens-
teter am 27. Juni 2016 das Gutachten abgenommen? Wann 
hat er mit Bediensteten der Staatskanzlei, der Thüringer Mi-
nisterin für Bildung, Jugend und Sport oder deren Mitarbei-
tern, mit dem Thüringer Minister für Migration, Jus tiz und Ver-
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braucherschutz oder dessen Mitarbeitern über das Gutachten 
oder den Gutachtenauftrag gesprochen?

17. Zu welcher Uhrzeit führte die Thüringer Ministerin für Bildung, 
Jugend und Sport am 27. Juni 2016 ein Gespräch mit wel-
chen Bediensteten, im Zuge dessen eine Remonstration we-
gen einer etwaigen rechtswidrigen politischen Entscheidung 
angekündigt wurde? Welchen konkreten Inhalt hatte dieses 
Gespräch? Welchen Wortlaut hat der in den schriftlichen Aus-
führungen der Landesregierung und in der Aussage des Chefs 
der Staatskanzlei in der gemeinsamen Sitzung der Landtags-
ausschüsse am 23. August 2016 als "retrospektiv" bezeichne-
te Vermerk vom 28. Juni 2016 und welches Verständnis hatten 
die Ersteller von diesem? Wurde der Vermerk vom Ersteller 
als Remonstration verstanden? Gab es weitere bzw. andere 
o der mündliche Remonstrationen jenseits des Vermerks vom 
28. Juni 2016, ggf. auch zu einem späteren Zeitpunkt? Hat 
die Landesregierung den Thüringer Land tag in den Sitzun-
gen der Landtagsausschüsse am 23. August 2016 und in der 
Plenarsitzung am 24. August 2016 insoweit vollständig und 
widerspruchsfrei informiert?

18. Gab es eine Entscheidungs- bzw. Gesprächsvorlage des Thü-
ringer Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport, etwa in 
Gestalt eines Vermerks, für die Entscheidung der Thüringer 
Ministerin für Bildung, Jugend und Sport am 27. Juni 2016? 
Welchen Wortlaut hatte eine etwaige Vorlage, wer war an der 
Erstellung beteiligt?

19. Wann, in welchem Rahmen und mit welchem Kenntnisstand 
hat die Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und Sport 
ihre Entscheidung am 27. Juni 2016 getroffen?

20. Wen hat die Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und 
Sport zu einem Gespräch am 27. Juni 2016 geladen oder von 
wem laden lassen, wer hat teilgenommen? Zu welcher Uhr-
zeit hat das Gespräch stattgefunden? Auf welche Weise hat 
die Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und Sport die-
ses Gespräch vorbereiten las sen, hat es Vorgespräche zwi-
schen welchen Gesprächsteilnehmern gegeben und hat sie 
diese veranlasst? Wann haben etwaige Vorgespräche statt-
gefunden? Wie, wann und mit welchem Inhalt hat sich die 
Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und Sport über et-
waige Vorgespräche von wem unterrichten lassen? Welches 
Ziel verfolgte die Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und 
Sport mit diesem Ge spräch, mit welchem Kenntnisstand und 
Vorverständnis begann sie es? Welches Ergebnis hatte es? 
Welches Verständnis hatten die übrigen Gesprächsteilneh-
mer? Was hat die Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend 
und Sport in dem Gespräch vorgetragen?

21. Auf welche Weise hat die Thüringer Ministerin für Bildung, 
Jugend und Sport das Anliegen des Thüringer Ministers für 
Migration, Justiz und Verbraucherschutz im Rahmen des 
Gesprächs am 27. Juni 2016 thematisiert und welche Ge-
sprächsteilnehmer hat sie mit welchem Ziel und Wortlaut 
diesbezüglich wessen Rechtsauffas sungen oder -positionen 
vortragen lassen? Welches Verständnis hatten die jeweili-
gen Gesprächsteilnehmer über diesen Teil des Gesprächs?
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22. Um welche Uhrzeit, in welcher Gestalt, mit welchem Kennt-
nisstand und mit wel chem Wortlaut hat die Thüringer Minis-
terin für Bildung, Jugend und Sport am 27. Juni 2016 ihre 
Entscheidung vom 23. Juni 2016 bestätigt? Wer war bei der 
Ent scheidung anwesend und wer hat mit welchem Inhalt die 
Entscheidung vorbereitet?

23. Hat die Entscheidungsvorlage bzw. die Entscheidung der 
Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und Sport selbst be-
reits den Wortlaut des Zeugnisvermerks enthalten, der ent-
sprechend der Aussage der Thüringer Ministerin für Bildung, 
Jugend und Sport in der gemeinsamen Sitzung der Land-
tagsausschüsse am 23. August 2016 so lautete: "Aufgrund 
des längeren Auslandsaufenthalts von [Name] am Ende der 
Klassenstufe 10 und der Entscheidung der Klassenkonferenz 
vom 4. November 2015 wird ihm das Vorrücken in die Klas-
senstufe 11 genehmigt, ohne dass ihm eine dem Realschul-
abschluss gleichwertige Schulbildung bescheinigt wird. Er 
erhält die Möglichkeit, am Ende der Klassenstufe 11 auf An-
trag beim Schulamt Mittelthüringen an der externen Prüfung 
zur Erlangung des Realschulabschlusses teilzunehmen."?

24. Welches Verständnis hatte die Thüringer Ministerin für Bil-
dung, Jugend und Sport von der Aufnahme des Inhalts eines 
Vermerks zur Befreiung von der BLF in das erst noch auszu-
fertigende Zeugnis, dessen Inhalt nach den schriftlichen Aus-
führungen der Landesregierung und der Aussage des Chefs 
der Staatskanzlei in der gemeinsamen Sitzung der Landtags-
ausschüsse am 23. August 2016 rechtswidrig war?

25. Hat die Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und Sport in 
der Gesprächsrunde am 27. Juni 2016 ab 17:00 Uhr als erste 
Gesprächsteilnehmerin selbst Inhalt und Formulierung dieses 
Zeugnisvermerks vorgeschlagen bzw. wer hat Inhalt und For-
mulierung eingebracht bzw. schon vor diesen Termin Formu-
lierungshilfe geleistet und wenn ja, wie wurde Inhalt und For-
mulierung in dieses Gespräch und durch wen eingebracht?

26. Nach den schriftlichen Ausführungen der Landesregierung 
und der Aussage des Chefs der Staatskanzlei in der gemein-
samen Sitzung der Landtagsausschüsse am 23. August 2016 
sollte mit der Entscheidung vom 23. Juni 2016 eine Verset-
zung ohne BLF erfolgen, wobei die Möglichkeit eröffnet wer-
de, die BLF mit einer exter nen Prüfung nachzuholen. Weicht 
der Wortlaut der Entscheidung von 23. Juni 2016 insoweit 
tatsächlich vom Wortlaut der Entscheidung über den Zeug-
nisvermerk am 27. Juni 2016 ab? Welches Verständnis hat-
te die Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und Sport in-
soweit von ihrer Entscheidung am 27. Juni 2016?

27. Auf Basis welchen Kenntnisstandes haben Mitglieder der 
Landesregierung den Thüringer Landtag in den Sitzungen 
der Landtagsausschüsse am 23. August 2016 und in der Ple-
narsitzung am 24. August 2016 über den Lebenssachverhalt 
vom 27. Juni 2016 informiert?

28. Hat der Chef der Staatskanzlei den Ausschussmitgliedern am 
23. August 2016 über den Inhalt und über das Verständnis 
der Teilnehmer der Gesprächsrunde der Thüringer Ministe-
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rin für Bildung, Jugend und Sport am 27. Juni 2016 substan-
tiell, wahrheitsgemäß, vollständig und widerspruchsfrei Aus-
kunft gegeben?

29. Auf welcher Tatsachengrundlage hat der Chef der Staatskanz-
lei das Plenum des Thüringer Landtags am 24. August 2016 
über die Gesprächsrunde der Thüringer Ministerin für Bildung, 
Jugend und Sport am 27. Juni 2016 informiert? Waren die Aus-
führungen des Chefs der Staatskanzlei in der Plenarsitzung 
vom 24. August 2016 über den Inhalt und über das Verständ-
nis der Teilnehmer der Gesprächsrunde der Thüringer Minis-
terin für Bildung, Jugend und Sport am 27. Juni 2016 subs-
tantiell, wahrheitsgemäß, vollständig und widerspruchsfrei?

30. Hat die Landesregierung die Landtagsausschüsse in ihrer ge-
meinsamen Sitzung am 23. August 2016 und das Plenum des 
Thüringer Landtags am 24. August 2016 über die Gesprächs-
runde der Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und Sport 
am 27. Juni 2016 durch ihre schriftlichen Ausführungen und 
durch die Aussage des Chefs der Staatskanzlei unterschied-
lich und möglicherweise widersprüchlich informiert?

31. Hat die Landesregierung den Thüringer Landtag mit Blick auf 
die am 23. August 2016 in der gemeinsamen Sitzung der Land-
tagsausschüsse vorgetragenen Tatsa chen substantiell, wahr-
heitsgemäß, vollständig und widerspruchsfrei informiert, wenn 
der Thüringer Minister für Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz nach den schriftlichen Ausführungen und nach Aussa-
ge des Chefs der Staatskanzlei in dieser Sitzung außer zur 
Vermittlung eines Telefonats keine Bediensteten des Thürin-
ger Ministeriums für Migration, Justiz und Verbraucherschutz 
in seiner Angelegenheit eingesetzt hat?

32. Welchen Wortlaut hat der von der "Thüringer Allgemeinen" 
vom 30. August 2016 zitierte Vermerk und inwieweit kommt da-
rin eine etwaige Einwirkung des Thüringer Ministers für Migra-
tion, Justiz und Verbraucherschutz gegenüber dem Thürin ger 
Ministerium für Bildung, Jugend und Sport auch am 27. Juni 
2016 zum Aus druck? Hat die Landesregierung den Thürin-
ger Landtag in den Sitzungen der Land tagsausschüsse am 
23. August 2016 und in der Plenarsitzung am 24. August 2016 
insoweit substantiell, wahrheitsgemäß, vollständig und wider-
spruchsfrei informiert?

V. Information von Mitgliedern der Landesregierung

1. Wann und auf welche Weise wurden die Mitglieder der Lan-
desregierung über diese Angelegenheit, etwa im Rahmen von 
Kabinettsitzungen oder im Zuge bzw. anläss lich der Vorberei-
tung von Kabinettsitzungen, formell oder informell informiert 
o der haben von ihr Kenntnis erlangen können?

2. Von wem und zu welcher Uhrzeit wurde der Ministerpräsi-
dent mit welchem Wortlaut über die Angelegenheit informiert 
bzw. hätte aus den Umständen des Sach verhaltes und der 
Befassung mehrerer Mitglieder der Landesregierung Kennt-
nis erlangen können?
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3. Auf welche Tatsachengrundlage stützte sich der Minister-
präsident in der Öffent lichkeit des Kurznachrichtendienstes 
"twitter", als er dort am 10. August 2016 auf einen Medien-
bericht mit der Frage "Unzulässige Einflussnahme ...?" aus-
führte "Nein!", zu einem Bericht über die Entscheidung der 
Thüringer Ministerin für Bildung, Jugend und Sport ausführ-
te "Nein. So etwas entscheidet das Schulamt und nicht der 
Minister!" und weiterhin "Die Schule hat es positiv unterstützt 
und das Schulamt genehmigt, ohne den Namen des Schü-
lers zu kennen!!"?

VI. Bericht der Landesregierung in der Sitzung der Landtagsaus-
schüsse am 23. August 2016 und in der Plenarsitzung am 24. Au-
gust 2016

1. Auf welche Weise hat die Landesregierung die Berichterstat-
tung an den Thüringer Landtag in der Sitzung der Landtags-
ausschüsse am 23. August 2016 und in der Plenarsitzung 
am 24. August 2016 vorbereitet? Auf welche Weise wurden 
die schriftlichen Ausführungen der Landesregierung und die 
Aussagen des Chefs der Staats kanzlei, der Thüringer Minis-
terin für Bildung, Jugend und Sport und des Thüringer Minis-
ters für Migration, Justiz und Verbraucherschutz vorbereitet?

2. Gibt es in den Landesbehörden Widerspruch bzw. Remon-
strationen gegen den Inhalt der schriftlichen Ausführungen 
bzw. Teilen ihres Inhalts oder gegen Aussagen von Mitglie-
dern der Landesregierung in den Sitzungen der Landtags-
ausschüsse am 23. August 2016 und in der Plenarsitzung am 
24. August 2016 bzw. durch sonstige schriftliche oder münd-
liche Erklärungen?

3. Welche Maßnahmen mit welchem Ergebnis hat die Landes-
regierung im Zusam menhang mit der Vorbereitung ihrer Ent-
scheidung vom 29. August 2016 über das Auskunfts- und 
Aktenvorlagebegehren der Fraktion der CDU aus der Plenar-
sitzung am 24. August 2016 bzw. aus dem Brief des Vorsit-
zenden der Fraktion der CDU an den Chef der Staatskanz-
lei vom 25. August 2016 ergriffen?

C. Zur Aufklärung des Untersuchungsgegenstandes sind neben den 
einzubeziehenden Beweismitteln auch sämtliche die Aufklärung för-
dernde Unterlagen der Landesregierung und ihrer nachgeordneten 
Behörden hinzuziehen. Dies betrifft insbesondere folgende Akten 
ebenso wie entsprechende Auskünfte über die zugrundeliegenden 
Sachverhalte:

1. Sämtliche Vermerke, Telefonnotizen, Briefe, Mails oder sons-
tige Schriftstücke, die in dieser Angelegenheit zwischen dem 
1. November 2015 bis zum Beschluss über die Einsetzung 
dieses Untersuchungsausschusses in der Thüringer Staats-
kanzlei, im Thüringer Ministerium für Migration, Justiz und 
Verbraucherschutz, im Thüringer Ministerium für Bildung, 
Jugend und Sport, und im Staatlichen Schulamt Mittelthürin-
gen entstanden sind

2. Sämtliche Vermerke, Telefonnotizen, Briefe, Mails oder sons-
tige Schriftstücke, die in dieser Angelegenheit zwischen dem 
1. November 2015 bis zum Beschluss über die Einsetzung 
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dieses Untersuchungsausschusses zwischen der Thüringer 
Staats kanzlei, dem Thüringer Ministerium für Migration, Jus-
tiz und Verbraucherschutz, dem Thüringer Ministerium für Bil-
dung, Jugend und Sport, und dem Staatlichen Schulamt Mit-
telthüringen ausgetauscht worden sind

3. Sämtliche Vermerke, Telefonnotizen, Briefe, Mails oder sons-
tige Schriftstücke, die in dieser Angelegenheit zwischen dem 
1. November 2015 bis zum Beschluss über die Einsetzung die-
ses Untersuchungsausschusses zwischen der Staatskanzlei, 
den genannten Ministerien, dem Staatlichen Schulamt Mittel-
thüringen und der Schulabteilung des Bischöflichen Ordinari-
ats sowie der Edith-Stein-Schule ausgetauscht worden sind

D. Der Untersuchungsausschuss soll zudem gegebenenfalls Schlussfol-
gerungen aus den Untersuchungsergebnissen für Maßnahmen zie-
hen, die möglichen Handlungsspielräumen für etwaiges Fehlverhalten 
im Einsatz von Ressourcen oberster Landesbehörden bei persönlicher 
Betroffenheit der Mitglieder der Landesregierung, in der Letztentschei-
dung über Schulaufsichtsangelegenheiten und in der Information von 
Öffentlichkeit und Thüringer Landtag über das Handeln persönlich be-
troffener Mitglieder der Landesregierung entgegenwirken.

E. Die Zusammensetzung des Untersuchungsausschusses wird auf 
der Grundlage des § 4 Abs. 1 und 2 des Untersuchungsausschuss-
gesetzes vorgenommen. Demgemäß sind alle Fraktionen zwingend 
mit mindestens einem Mitglied im Untersuchungsausschuss vertre-
ten. Zugleich muss die Zusammensetzung dem Kräfteverhältnis des 
Landtags entsprechen. Der Untersuchungsaus schuss besteht aus 
elf ordentlichen Mitgliedern (4 CDU, 3 DIE LINKE, 2 SPD, 1 AfD, 1 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und bis zu zwei Ersatzmitgliedern je 
Fraktion. Den Vorsitz übernimmt ent sprechend der Zugriffsrechte für 
den 14. Ausschuss des Thüringer Landtags in der 6. Legislaturperi-
ode die Fraktion DIE LINKE, den stellvertretenden Vorsitz die Frak-
tion der CDU.

F. Die im Einzelplan 01 Kapitel 01 01 in den Hauptgruppen 4, 5 und 6 für 
die Durchführung dieses Untersuchungsausschusses benötigten zu-
sätzlichen Haushaltsmittel werden auf Antrag der Landtagsverwaltung 
aus dem Einzelplan 17 durch die Landesregierung überplanmäßig be-
reitgestellt. Die Landesregierung wird gebeten, die Personalgewin-
nung für die Arbeit des Untersuchungsausschusses zu unterstützen.

G. Der Untersuchungsausschuss erstattet dem Landtag nach Abschluss 
der Untersuchung einen schriftlichen Bericht gemäß § 28 Abs. 1 des 
Untersuchungsausschussgesetzes.

Carius 
Präsident des Landtags
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